
B e r l i n ,  d .  7 .  4 .  9 0  

P r o g r a m m  

der IG Bergbau-Energie-Wasserwirtschaft  

Die freie und unabhängige Industriegewerkschaft Ber gbau-Energie-
Wasserwirtschaft wird entsprechend ihrer Satzung fü r die aktive 
Wahrnehmung der gewerkschaftlichen Interessenvertre tung und Mit-
bestimmung ihrer Mitglieder, unabhängig von ihrem B eruf, ihrer 
sozialen Stellung und ihrer politischen Überzeugung  eintreten.  

Sie sichert den Erhalt gewerkschaftlicher Grundrech te, insbe-
sondere bei der Entwicklung der sozialen Marktwirts chaft in 
der DDR und der in Zusammenhang mit der Vereinigung  beider 
deutscher Staaten auszugestaltenden Wirtschafts-, W ährungs- 
und Sozialunion. Sie setzt sich dafür ein, daß auch  bei den  
mit der Durchführung der Wirtschaftsreformen in der  DDR sich 
entwickelnden neuen Eigentumsformen das Prinzip  
"Ein Betrieb/Unternehmen - eine Gewerkschaft" nicht  ver- 
ändert wird.  

Im Rahmen der vorparlamentarischen Arbeit wird die Industriege-
werkschaft Bergbau-Energie-Wasserwirtschaft für die  Entwicklung 
und Durchsetzung einer ökonomisch und ökologisch au sgewogenen 
Energie-, Kohle- und Rohstoffpolitik wirken. Darin eingeschlossen 
ist die umfassende soziale Sicherung aller Beschäft igten und  
ihrer Familien.  

Ausgehend von den bewährten Grundlagen der Einheits gewerkschaft 
stellt sich die Industriegewerkschaft Bergbau-Energ ie-Wasser-
wirtschaft die Aufgabe, die begonnene Zusammenarbei t mit der 
Industriegewerkschaft Bergbau und Energie der Bunde srepublik und 
der IG Wismut zügig weiterzuentwickeln. In gemeinsa mer Kooperation 
sind die Voraussetzungen für eine zunehmend einheit liche Gewerk-
schaftsbewegung zu schaffen.  

Die Industriegewerkschaft stützt sich auf die Ideal e der 100-
jährigen Geschichte der Gewerkschaftsbewegung der B ergarbeiter 
Deutschlands. Mehrheitsprinzip, Interessenausgleich  und 
Solidarität sind Grundwerte der Tätigkeit.  



Die Industriegewerkschaft Bergbau-Energie-Wasserwir tschaft arbeitet 
mit allen im Sinne ihrer Zielstellung eintretenden Industriegewerk-
schaften und Gewerkschaften auf nationaler und inte rnationaler Ebene 
zusammen und übt Solidarität.  

Die Arbeit der Industriegewerkschaft Bergbau-Energi e-Wasserwirtschaft 
konzentriert sich auf folgende Schwerpunkte.  

1.  Gewerkschaftliche Mitbestimmung  

-  Die gewerkschaftliche Mitbestimmung ist in allen Fr agen der 
Wirtschaftsentwicklung, der Tarif- und Lohnpolitik,  der umfassenden 
sozialen Sicherheit, der Gewährleistung von Arbeits sicherheit, 
sauberer Umwelt, Umschulung und Bildung durch Verei nbarungen zu 
sichern. 

-  Gewerkschaftliche Interessenvertretung nehmen die g ewählten Ver- 
trauensleute, Leitungen und Vorstände für die Mitgl ieder der Indu- 
striegewerkschaft wahr. 

-  In den gewerkschaftlichen Grundorganisationen sind die Vorausset- 
zungen für die Interessenvertretung der Mitglieder im Miteinander 
mit den Betriebsräten zu schaffen. 

-  Gewerkschaftliche Vertrauenleute haben bei der Inte ressenvertretung 
und Mitbestimmung eine besondere Verantwortung. Ihr e Arbeit ist 
wirkungsvoll und sachbezogen durch die Leitungen un d Vorstände zu 
unterstützen. 

-  Im Zuge der Wirtschaft-, Währungs- und Sozialunion ist die Mitbestimmung 
und Mitwirkung der Gewerkschaft in Aufsichtsräten, Gesellschaftsver- 
einigungen, in Gremien der Montanunion, den Knappsc haftsverbänden 
und anderen zu gewährleisten.  

2.  Wirtschaftsfragen  

-  Die Industriegewerkschaft Bergbau-Energie unterstüt zt die sich ent- 
wickelnde Wirtschaftsreform, die ökonomisch effekti v, ökologisch aus- 
gewogen und sozial gerecht zu gestalten ist. 

-  Veränderungen, Umprofilierungen und Rationalisierun gsmaßnahmen sind nur 
unter Mitwirkung der Gewerkschaft und unter Einbezi ehung der Belegschaft 
vorzubereiten und durchzuführen und die Anteile arn  Eigentum sind zu 
sichern. 



-  Vor Betriebsstillegungen und Strukturveränderungen sind die er- 
forderlichen Nachfolgeindustrien zu schaffen, Sozia lprogramme zu 
erstellen und rechtzeitig die notwendigen Qualifizi erungs- und 
Umschulungsmaßnahmen bei voller sozialer Absicherun g zu gewähr- 
leisten.  

3. Tarif- und Lohnpolitik  

-  Durchsetzung und Wahrnehmung der Tarifautonomie auf  der Grundlage 
eines Tarifvertragsgesetzes durch die Industriegewe rkschaft und  

ihre berufenen Tarifkommissionen. Wahrnehmung der S olidaritätsgemein-
schaft mit anderen Industriegewerkschaften/Gewerksc haften.  

-  Ausarbeitung und Anwendung neuer Tarifsysteme sowie  Abschluß von 
Mantel- und Querschnittstarifverträgen für alle Wer ktätigen der 
Industriezweige. 

-  Neuverhandlung der Tarifverträge in Abhängigkeit vo n der Reallohn- 
basis, Preisentwicklungen und anderer sozialer Bela stungen. 

-  Ausgestaltung der betrieblichen Tarif- und Lohnpoli tik auf der 
Grundlage der aus den Tarifverhandlungen resultiere nden Verein- 
barungen der Industriezweige. 

 

-  Durchsetzung der 40-Stunden-Arbeitswoche für alle W erktätigen bei 
gleichzeitiger Verkürzung der Wochenarbeitszeit für  Schichtarbeiter 
und bei vollem Lohnausgleich. 

-  Abschluß von Vereinbarungen für Arbeitszeitregelung en in Betrieben, 
Unternehmen und Einrichtungen, die den Interessen d er Werktätigen 
und einer familienfreundlichen Wochenarbeitszeit en tsprechen. 

-  Gewerkschaftlicher Einsatz für die kurzfristige Ein führung einer 
einheitlichen Lohn- und Gehaltsbesteuerung. 

-  Sicherung des Bergbaurentenrechts und weiterer spez ifischer Sozial- 
rechte in den Bereichen der Industriegewerkschaft b ei Wahrung der 
bisherigen Rentenansprüche. 



-  Einführung eines einheitlichen Urlaubsgeldes für al le Werktätigen. 

-  Kündigungsschutz für alle Beschäftigten in Abhängig keit von der Be- 
triebszugehörigkeit. 

-  Sicherung des vollen Lohnausgleiches bei Freistellu ng von der Arbeit 
für die Wahrnehmung ehrenamtlicher gewerkschaftlich er Tätigkeit sowie 
bei gewerkschaftlichen Qualifizierungsmaßnahmen. 

-  Gleichstellung von Frau und Mann. 

4. Sozialpolitik  

-  Sicherung der sozialen Grundrechte - wie das Recht auf Arbeit und Voll- 
beschäftigung, Chancengleichheit in Beruf und Bildu ng, auf kostenlose 
gesundheitliche Betreuung und Versorgung sowie auf soziale Wohnver- 
hältnisse. 

-  Erhalt sozialer Errungenschaften für die Familien ( Kinderkrippe, Kinder- 
garten, Kinderferienlager u.a.). 

-  Ausbau von Arbeitsplätzen für Behinderte und Rekonv aleszentren, ent- 
sprechend den spezifischen Bedürfnissen. 

-  Schaffung sicherer, erschwernisfreier und gefahrlos er sowie umwelt- 
freundlicher Arbeitsplätze. 

-  Beseitigung aller wegen mangelnder Qualität und Sic herheit bestehenden 
Ausnahmegenehmigungen für Arbeits- und Produktionsp rozesse. 

-  Gewerkschaftliche Kontrolle auf dem Gebiet des Arbe its-,Gesundheits-, 
Brand- und Umweltschutzes und Durchsetzung des Rech ts, Maßnahmen zur 
Beseitigung bestehender Mängel zu fordern. 

-  Verbesserung des Niveaus der materiell-techn. Ausst attung und der 
Bedingungen in den sozialen Einrichtungen. 

 

-  Sicherung einer umfassenden Arbeiterversorgung durc h die Betriebe und 
Einrichtungen. 

-  Erhalt der betrieblichen Erholungseinrichtungen und  Sicherung der gleich- 
berechtigten Nutzung durch alle Belegschaftsangehör ige. 

-  Einführung gestaffelter Schulferien in der DDR. 

-  Forderung nach Wiedereinführung der kirchlichen Fei ertage 



5. Kultur und Bildung  

-  Sicherung des Rechts auf Bildung, kulturelle Betäti gung, Sport und 
Freizeitgestaltung. 

-  Gewährleistung des Rechts auf berufliche Aus- und W eiterbildung für 
jeden Beschäftigten einschließlich Realisierung des  notwendigen 
Bildungsurlaubs. 

-Erhalt und Profilierung der gewerkschaftlichen Kul tureinrichtungen 
und Bibliotheken.  

-  Bereitstellung der notwendigen Mittel durch Betrieb e und Einrich- 
tungen für den Erhalt kultureller und sportlicher E inrichtungen und 
zur Ausgestaltung der kulturellen und sportlichen B ewegung. 

-  Sicherung der einheitlichen Bildung und Schulung al ler Gewerkschafts- 
funktionäre. 


